
 
 

 

Stellungnahme der Bundesingenieurkammer 

zum Entwurf eines Gesetzes  
zur Änderung des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes  

(JVEG-Änderungsgesetz 2020 - JVEG ÄndG 2020) 
 

 

Die Bundesingenieurkammer vertritt als Dachverband der 16 Ingenieurkammern der Länder 
(Körperschaften des öffentlichen Rechts) rund 45.000 Ingenieure, in denen auch die von 
zwölf Länderkammern sowie von anderen Körperschaften öffentlich bestellten und vereidig-
ten Sachverständigen Mitglied sind. 

Wir begrüßen die Absicht der Bundesregierung, die Vergütung der Sachverständigen seit 
Durchführung der letzten Marktanalyse im Jahr 2009 an die aktuell auf dem freien Markt er-
zielbaren Preise für entsprechende Leistungen anzupassen und mit strukturellen Änderun-
gen des Vergütungsrechts dazu beizutragen, das Abrechnungsverfahren zu vereinfachen 
und zu beschleunigen.  

Die Bundesingenieurkammer und die Ingenieurkammern der Länder mit Bestellungsrecht 
betreiben derzeit aktiv Nachwuchswerbung im Bereich der öffentlich bestellten und vereidig-
ten Sachverständigen, um der Justiz auch weiterhin qualifizierte Sachverständige in ausrei-
chender Zahl zur Verfügung stellen zu können. In diesem Zusammenhang ist eine äquivalen-
te marktgerechte Vergütung der Sachverständigenleistungen auch im Justizbereich ein wich-
tiges Signal für interessierte Bewerber, welche bisher durch das Konstrukt eines „Justizrabat-
tes“ eher abgeschreckt wurden sich für diese anspruchsvolle Aufgabe zur Verfügung zu stel-
len. Die uneingeschränkte Fortschreibung der im Jahr 2018 ermittelten Vergütung bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes ist dabei ein unverzichtbares Element nicht zuletzt auch zur 
Nachwuchsgewinnung. 

Zu einzelnen Regelungen des Referentenentwurfes nehmen wir wie folgt Stellung: 

§ 3 JVEG 
Eine Reduzierung der Vorfinanzierungspflicht wird als sinnvoll aber auch als notwendig er-
achtet. Aufgrund der teilweise langwierigen Verfahrensdauer eines Rechtsstreits sehen sich 
Sachverständige bis zur abschließenden Rechnungsstellung in Einzelfällen oft mit außerge-
wöhnlich langen Wartezeiten bis zur Vergütung konfrontiert, auf deren Dauer sie keinen Ein-
fluss haben. 

§ 5 JVEG 
Die Erhöhung der Kilometerpauschale ist ein zentrales Anliegen der von uns vertretenen 
Sachverständigen, die aufgrund der häufigen Beurteilung von Baumängeln nicht nur die 
Fahrten zu den Gerichten sondern insbesondere auch zu entfernt gelegenen Baustellen zu-
rücklegen müssen. Eine Erhöhung dieser Pauschale ist sehr zu begrüßen auch wenn deren 
Angemessenheit im Hinblick auf die vom ADAC empfohlenen Sätze noch nicht gegeben ist. 
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§ 10 JVEG 
In der Praxis ist vermehrt eine Anwendung der Regelung für "sachverständige Zeugen" 
durch Gerichte festzustellen. Dabei wird vom sachverständigen Zeugen oft erwartet, dass er 
nicht nur Tatsachen mitteilt, sondern die wahrgenommenen Tatsachen auch sachverständig 
beurteilt, also eine originäre Sachverständigentätigkeit erbringt. Das JVEG enthält außerhalb 
der Regelung des § 10 Abs. 1 keine ausdrückliche Regelung für Fälle, in denen der sachver-
ständige Zeuge bei einem Übergang zur Sachverständigentätigkeit eine Vergütung nach 
JVEG erhält. Zwar sind in der Rechtsprechung Entscheidungen ergangen, die in solchen 
Fällen eine Sachverständigenvergütung zuerkennen, dennoch wäre es wünschenswert, 
wenn im JVEG selbst klar geregelt würde, dass Sachverständige, die als sogenannte "sach-
verständige Zeugen" gehört werden, in der Sache jedoch wie Sachverständige gutachterli-
che Aussagen treffen für ihre Sachverständigentätigkeit nach den Regelungen des JVEG zu 
vergüten sind.  

§ 12 JVEG 
Die Bundesingenieurkammer begrüßt strukturelle Änderungen des JVEG die das Abrech-
nungsverfahren mit den Kostenbeamten der Gerichte vereinfachen und verkürzen und Strei-
tigkeiten vermeiden. In diesem Zusammenhang unterstützen wir auch das Anliegen, die Zäh-
lung von einzelnen Leistungsteilen wie z.B. Fotos und Kopien durch Pauschalen abzudecken 
und nur in Einzelfällen aufgrund des besonderen Gutachtenumfanges auch eine Abrechnung 
nach dem tatsächlichen Aufwand zu ermöglichen. 

Die jetzt vorgesehen Regelung, die Kosten für die Abrechnung von Fotos ersatzlos ohne die 
Möglichkeit einer pauschalen Abgeltung entfallen zu lassen ist jedoch nicht im Interesse der 
von uns vertretenen Sachverständigen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass anders als bei 
anderen Sachgebieten gerade bei Gutachten im Baubereich regelmäßig und teilweise auch 
aufwendig Fotodokumentationen gefertigt werden müssen, um den Gerichten die zu bewer-
tenden Mängel zu veranschaulichen. Für im Baubereich tätige Sachverständige würde die 
Abgeltung dieser Leistung durch den Stundensatz im Einzelfall eine erhebliche Einbuße be-
deuten welche zu einem „Justizrabatt durch die Hintertür“ führen würde, der ausweislich der 
Gesetzesbegründung gerade vermieden werden soll.  

Vor diesem Hintergrund schlagen wir hier eine Regelung analog zu § 12 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 JVEG für die Abrechnung von Post- und Telekommunikationsleistungen vor, nach 
der die Abrechnung von Fotos durch eine Pauschale oder alternativ auch eine Abrechnung 
nach dem tatsächlichen Aufwand erfolgen kann.  

Sonderfall: Ersatz für besondere Aufwendungen - Hilfskräfte / Fremdleistungen 
Hinweisen möchten wir im Rahmen von § 12 zur Abrechnung besonderer Aufwendungen 
nochmals auf einen Fall, der bei Sachverständigen des Bauwesens eine Regelungslücke im 
JVEG offenbart. 

Um Schäden an Bauwerken sachverständig beurteilen zu können, sind oft gewerbliche 
Fremdleistungen, wie z. B. mikrobiologische Untersuchung, Bohrungen für Bodengutachten 
oder Asphaltanalysen, oder Hilfsgutachten, wie z. B. Baugrundgutachten, erforderlich, die 
von Dritten durchgeführt und vom Sachverständigen beauftragt werden müssen. Hierbei 
kommt es nicht selten vor, dass die Kosten für diese Leistungen, die Kosten für die eigentli-
che Sachverständigenleistung deutlich übersteigen. Diese Fremdleistungen können bis zu 
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einem Drittel des Gesamtjahresumsatzes eines Sachverständigen ausmachen. Das Re-
gressrisiko für deren Beauftragung trägt der Sachverständige. Außerdem trägt der Sachver-
ständige hierbei das Haftungsrisiko, wenn die Erbringer einer von ihm beauftragten gewerbli-
chen Fremdleistung bei ihrer Arbeit weitere Schäden verursachen.  

Gemäß § 12 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 JVEG werden die für die Vorbereitung und Erstattung des 
Gutachtens aufgewendeten notwendigen besonderen Kosten zwar gesondert 1:1 ersetzt. 
Der gerichtlich tätige Sachverständige erhält aber keinen Risikoaufschlag, der sein Regress- 
und Haftungsrisiko abdeckt wie es bei der Weiterbeauftragung einer Teilleistung in der Pri-
vatwirtschaft marktüblich ist. 

Bei der Einschaltung von Hilfskräften sieht § 12 Absatz 2 JVEG zwar vor, dass der auf die-
sen entfallende Teil der Gemeinkosten durch einen Zuschlag von 15 Prozent auf den Betrag, 
der als notwendige Aufwendung für die Hilfskräfte zu ersetzen ist, abgegolten wird. Diese 
Regelung gilt allerdings nicht bei der Beauftragung gewerblicher Unternehmen wie Baufir-
men oder Hilfsgutachtern, die keine Hilfskräfte des Sachverständigen im Sinne des § 12 Abs. 
2 JVEG sind. Ein Risikoaufschlag ist bisher jedoch nicht vorgesehen. 

Im Interesse einer Anpassung an die marktübliche Vereinbarung bei Privataufträgen und um 
das Haftungs- und Ausfallrisiko des Gerichtssachverständigen zu beschränken sollte hierzu 
eine Regelung ins JVEG aufgenommen werden. Diese sollte sicherstellen, dass dem Sach-
verständigen bei der Beauftragung von Hilfsgutachtern oder einer gewerblichen Fremdleis-
tung entweder ein Risikoaufschlag gewährt wird oder alternativ notwendige Hilfsgutachter 
und gewerbliche Fremdleistungen direkt vom Gericht bestellt werden. 

§ 13 JVEG 
Die Regelung des § 13 zur Vereinbarung einer besonderen Vergütung spielt für Sachver-
ständige in den Gebieten des Bauwesens eine große Rolle. Tatsächlich haben sich bei des-
sen praktischer Anwendung im Hinblick auf die Bestimmung des § 13 Abs. 2 Satz 2 JVEG 
aber häufig Probleme ergeben die mitunter sogar zu einer Nichtanwendung der gesamten 
Vorschrift geführt haben. Vor diesem Hintergrund ist die jetzt vorgesehene Streichung von § 
13 Abs. 2 Satz 2 JVEG uneingeschränkt zu begrüßen. 

Anlage 1 - Sachgebiet 38.1 
Bereits im Vorfeld hatten wir auf die fehlende Definition des Sachgebietes „Vermessungs-
technik“ und dessen praktische Relevanz hingewiesen, die in der Praxis lediglich missver-
standen wurde und zu fehlerhaften Eingruppierungen geführt hat. An unserem Vorschlag, 
dieses Sachgebiet ersatzlos zu streichen halten wir nach wie vor fest und schließen uns in-
soweit ausdrücklich der Stellungnahme des Bund der Öffentlichen bestellten Vermessungs-
ingenieure (BDVI) vom 17.02.2020 an. 
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